
3. Instrukteurgruppen
Der Hauptzweck dieser Einrichtung ist, die ressort­

mäßigen Einzeleinsätze zu überwinden. Die Instruk­
teurgruppen setzen sich aus den jeweiligen Instruk­
teuren der Fachabteilungen zusammen und unterstehen 
der Leitung eines Abteilungsleiters der Obersten 
Staatsanwaltschaft. Ihre Aufgabe ist die Untersuchung 
mehrerer, dem Schwerpunktplan der Obersten Staats­
anwaltschaft oder Signalen aus den Bezirken usw. ent­
sprechender Probleme, wobei sie — bei gleichzeitiger 
Veränderung typischer Einzelerscheinungen — dem be­
treffenden Bezirk konkrete Hinweise für die Verbesse­
rung der Arbeit insgesamt geben müssen.

Der besondere Wert dieser Einsätze besteht darin, 
daß die Instrukteure ihre Tätigkeit nach bestimmten 
Gesichtspunkten koordinieren und zu Arbeitsergeb­
nissen kommen, die die Bezirksstaatsanwaltschaften 
stärker als bisher zur Überwindung des Ressortgeistes 
erziehen und ihnen bei der komplexen Lösung von 
Schwerpunktaufgaben helfen. Naturgemäß werden 
diese Einsätze der Zahl nach den Hauptteil der künf­
tigen Instrukteurtätigkeit ausmachen. Die vorliegenden 
Ergebnisse, z. B. aus den Bezirken Rostock und 
Schwerin, zeigen folgendes:

a) Die Einsätze waren auf die politischen Schwer­
punkte der betreffenden Bezirke orientiert. Das gewähr­
leisteten die Einzeleinsätze, die erfahrungsgemäß vom 
Standpunkt der einzelnen Abteilungen der Obersten 
Staatsanwaltschaft diktiert waren, nicht in dem Maße.

b) Die Instrukteurgruppen befaßten sich sehr ein­
gehend mit den Fragen der Leitungstätigkeit sowohl 
innerhalb der Bezirksstaatsanwaltschaften als auch der 
Bezirksstaatsanwaltschaften gegenüber den Kreisen. 
Das war dem Einzelinstrukteur nicht in gleichem Um­
fang möglich, da bei seiner Tätigkeit die Belange 
seiner Fachabteilung im Vordergrund standen.

c) Sorgfältig wurde die Einflußnahme der Betriebs­
parteiorganisation der SED auf die staatsanwaltschaft- 
liche Arbeit eingeschätzt und das Verhältnis zwischen 
Behördenleitung, Parteileitung und Grundorganisation 
untersucht. Das überstieg die „Kompetenz“ des Einzel­
instrukteurs.

d) Der koordinierte Einsatz gewährt rein kräftemäßig 
und nach seinen organisatorischen Möglichkeiten eine 
konkretere und umfassendere Hilfe als die Einzel­
einsätze.

Die Überlegenheit dieser Methode darf uns jedoch 
nicht dazu verleiten, noch vorhandene Mängel zu über­
sehen, die mit aller Klarheit zeigen, daß der Übergang 
zu neuen Methoden noch nicht identisch ist mit der 
Erreichung eines sozialistischen Arbeitsstils. Dazu 
folgende Hinweise:

a) Die Hauptaufgaben — z. B. „Rostocker Hafen­
projekt“ und „sozialistische Landwirtschaft“ —, die in 
der Obersten Staatsanwaltschaft festgelegt wurden, 
dürfen nicht durch die einzelnen Instrukteure im be­
treffenden Bezirk zersplittert oder durch zusätzliche 
Aufgaben verwässert werden, weil das eine gründliche 
und tiefere Behandlung der Probleme beeinträchtigt.

b) Es genügt nicht, den bestehenden Zustand, die Er­
scheinungen — teilweise abgeleitet aus Einzelfällen — 
darzustellen, sondern man muß zum Wesen der Er­
scheinungen, zu den Ursachen Vordringen, und zwar 
sowohl im gesellschaftlichen Leben selbst als auch

innerhalb der Dienststelle. Statt zu photographieren 
muß man analysieren.

c) Vorbild muß der Arbeitsstil der Potsdamer Bri­
gade sein. Es ist falsch, wenn die Instrukteure nicht 
aus der Bezirksdienststelle herauskommen. Die Ver­
bindung zu den Werktätigen, die Aussprache mit ihnen, 
darf sich nicht nur auf wenige Stunden beschränken, 
weil das zu keinem tiefen Eindringen in die gesell­
schaftliche Wirklichkeit führen kann.

Insgesamt gesehen, besteht bei der Tätigkeit von 
Instrukteurgruppen die Gefahr, daß es nur z e i t l i c h  
zusammengelegte Einsätze sind, die aber nicht zu einer 
i n h a l t l i c h  aufeinander abgestimmten Tätigkeit 
führen. Dieser Gefahr muß durch systematische Aus­
wertung der Einsätze innerhalb der Instrukteurgrup­
pen nach dem Beispiel der Potsdamer Brigade konse­
quent begegnet werden.

4. Arbeit an der Basis
Diese Methode, deren praktische Bewährung unum­

stritten sein dürfte, besteht darin, daß Staatsanwälte 
der Obersten Staatsanwaltschaft entweder für die 
Dauer von etwa drei Monaten in einen bestimmten 
Kreis delegiert werden und dort ununterbrochen 
arbeiten oder daß sie wöchentlich zwei bis drei Tage 
in einen Kreis gehen, um dort in unmittelbarer prak­
tischer Arbeit dem Kreisstaatsanwalt zu helfen. Die 
Einsätze erfolgen einerseits unter dem Aspekt, daß 
die Staatsanwälte der Obersten Staatsanwaltschaft 
den Kreisstaatsanwälten ihre Erfahrungen während 
der gemeinsamen Arbeit vermitteln. Die änderte — 
zumindest ebenso wichtige — Seite dieser Einsätze ist 
aber, daß die Staatsanwälte der Obersten Staats­
anwaltschaft durch die Arbeit an der Basis eine Fülle 
von Erfahrungen sammeln werden, daß sie lernen 
werden, in ihrer weiteren Tätigkeit in zentraler Funk­
tion alle ihre Entscheidungen sorgfältig auf die Belange 
der Praxis abzustimmen.

5. Einzelinstruktionen
Es ist verständlich, daß diese Form der Anleitung 

nicht gänzlich wegfallen wird. Sie bleibt aber der Lösung 
spezifischer Einzelaufgaben Vorbehalten und wird mit 
dieser Zielsetzung keinesfalls an Wert verlieren. Nicht 
unterschätzt werden darf hierbei, daß auch dieseMethode 
zwangsläufig an Qualität gewinnt, wenn der Einzel­
instrukteur durch seine Mitarbeit im System der hier 
behandelten Instruktionsmethoden einen Blick für das 
Ganze erhält.

Zusammenfassend muß gesagt werden, daß es — 
wie insbesondere die ersten Erfahrungen aus den 
Einsätzen der Instrukteurgruppen beweisen — noch 
eines beharrlichen und langwierigen Kampfes bedarf, 
um diesen neuen Arbeitsmethoden auch wirklich 
einen sozialistischen Inhalt zu geben. Alle Staats­
anwälte müssen systematisch, aktiv und sehr kritisch 
mitarbeiten, um jedes Überbleibsel formaler und büro­
kratischer Anleitung auszumerzen und alle fortschritt­
lichen Arbeitsmethoden rasch zum praktizierten All­
gemeingut der Arbeit zu machen.

Die vorstehenden Ausführungen über Form, Inhalt 
und Zweck der einzelnen Methoden der Instrukteur­
tätigkeit sollen Grundlage für eine weitere Diskussion 
sein, die als Ergebnis eine wirksamere und lebendigere 
Anleitung haben muß.

Einige Fragen der Verleitung zum Verlassen der DDR
Von GUSTAV JAHN, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Die organisierte Verleitung von Bürgern zum Ver­
lassen der DDR ist gegenwärtig das Hauptmittel des 
Angriffs der Imperialisten auf unsere staatliche und 
wirtschaftliche Ordnung1. Den Beweis dafür, daß die 
Verleitung zum Verlassen der DDR von höchsten 
staatlichen Stellen der Bundesrepublik planmäßig 
organisiert wird, lieferte der Bundestag selbst. In der

i vgl. Walter Ulbricht, Referat auf dem 33. Plenum des ZK 
der SED, Berlin 1957, S. 112 ff.; Hermann Matern, Aus dem 
Bericht des Politbüros auf dem 33. Plenum des ZK der SED, 
ND vom 19. Oktober 1957 S. 4.
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250. und 251. Sitzung am 25. und 26. Februar 1953 
wurde den Bewohnern der DDR von mehr als 50 Red­
nern suggeriert, daß es aus politischen und wirtschaft­
lichen Gründen unmöglich sei, in der DDR frei zu 
leben. Die so organisierte Abwanderung wurde 
schlechthin in ein „politisches Votum“ gegen die DDR 
verfälscht2.

2 Wie es in Wahrheit um das sog. politische Votum aussieht, 
zeigt selbst das — kommunistisch unverdächtige — „Handels­
blatt“, Düsseldorf, vom 14. März 1956. Es spricht u. a. davon, 
daß man „es heute nur noch mit 5 bis 8 Prozent politischen


